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Sieben Punkte zur Rettung der Kommunalfinanzen

Bundesregierung, Landesregierung und Kommission zur Reform der Gemeinde​finanzen sind dringend gefordert, schnell greifende und anhaltend wirksame Maß​nahmen zu ergreifen:

1. Als Sofortmaßnahme muss die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage auf das Niveau vor der Steuerreform zurück genommen werden.

2. Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer muss verbreitert, die Abhängigkeit kleinerer Städte und Gemeinden von wenigen Gewerbesteuerzahlern vermindert werden.

3. Die Heranziehung der baden-württembergischen Städte und Gemeinden zum Länderfinanzausgleich ist zu hoch; sie muss abgesenkt und darf keinesfalls erhöht werden.

4. Keine Gemeindefinanzreform ohne umfassende Überprüfung kommunaler Aufgaben und Ausgaben. Städte und Gemeinden müssen ihre Selbstverwaltungs​aufgaben erfüllen können. Staatliche Aufgaben, die den Kommunen übertragen sind, müssen von Bund und Land kostendeckend finanziert werden. Eine Zusammen​fassung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe darf nicht zulasten der Gemeinden gehen.

5. Städte und Gemeinden müssen von gängelnder Bürokratie und überzogenen Standards befreit und so wieder handlungsfähig werden.

6. Das Konnexitätsprinzip („Wer bestellt, zahlt!“) muss im Bund Verfassungs​grundsatz und durchgehende Leitlinie der Politik von Bund und Land werden. Keine Aufgabenzuweisung an Kommunen ohne deren Einvernehmen. Das gilt auch für Förderprogramme mit Anreizfunktion („Goldener Zügel“).

7. Ein nationaler Stabilitätspakt darf nicht auf dirigistische Maßnahmen („Schuldendeckel“) setzen. Den Städten und Gemeinden muss ein kommunalpoli​tischer Gestaltungsspielraum erhalten werden. Der Gemeindetag bietet der Landes​regierung einen partnerschaftlich vereinbarten „Stabilitätspakt Baden-Württemberg“ an.
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